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landgesetz festgelegte Beschwerderecht gegen die staatliche 
Entscheidung anzusehen, mit der der Rechtsträgerwechsel 
angeordnet oder das Eigentumsrecht (bzw. u. E. auch das 
verliehene Nutzungsrecht) entzogen wird (§ 21 BaulandG). 
Ein solches in den vergleichbaren Rechtsnormen des Berg­
gesetzes, Wassergesetzes usw. bisher grundsätzlich (eine Aus­
nahme bilden § 38 Abs. 2 LKG und § 14 Abs. 2 Denkmal- 
pflegeG) noch nicht vorgesehenes Recht erhöht die Rechts­
sicherheit der von derartigen Entscheidungen Betroffenen 
und ordnet sich in den in weiteren Regelungen des Bauland­
gesetzes ebenfalls zum Ausdruck kommenden weiteren Aus­
bau der sozialistischen Demokratie ein.

Veränderungen infolge Neufassung 
des Entschädigungsgesetzes

Da das Entschädigungsgesetz sich nicht auf die Entschädi­
gung ifn Geltungsbereich des Baulandgesetzes beschränkt, 
sondern gleichermaßen Grundlage für Entschädigungen im 
Geltungsbereich der Berggesetzgebung, der Wassergesetzge­
bung, der Atomenergiegesetzgebung, der Verteidigungsgesetz­
gebung, der Landeskulturgesetzgebung und der Denkmal­
pflegegesetzgebung ist, sind die diesbezüglichen Neuregelun­
gen auch für die neben dem Baulandgesetz in Frage kom­
menden Nutzun'gsänderungen an Grundstücken und Gebäu­
den zu beachten.

Das gilt nicht nur für den Fall des Entzugs des verlie­
henen Nutzungsrechts durch staatliche Entscheidung; son­
dern — wie bisher schon in § 3 Abs. 2 der АО über die Rege­
lungen für die Finanzierung der Investitionen sowie die Be­
handlung von Mehrkosten und Anlauf kosten vom 10. No­
vember 1971 (GBl. II Nr. 78 S. 690), nachfolgend: Finanzie- 
rungsAO, für die erwerbenden gesellschaftlichen Rechtsträ­
ger verbindlich geregelt (§ 1 Abs. 3 EntschädG) — auch beim 
käuflichen Erwerb von nichtvolkseigenen Grundstücken oder 
Gebäuden. Dementsprechend müssen diese Regelungen bei 
der Beurkundung j e g l i c h e n  käuflichen Erwerbs nicht­
volkseigener Grundstücke und Gebäude zugunsten sozialisti­
schen Eigentums sorgfältig berücksichtigt werden.

Unter diesem Blickwinkel sind folgende Veränderungen 
hervorzuheben:

1. Die Veränderung des Entschädigungsberechtigten (die 
Reduzierung auf den ehemaligen Eigentümer des Grund­
stücks, des Gebäudes, der Anlage und der Anpflanzungen — 
§ 2 EntschädG).

Demgegenüber gehört der ehemalige Inhaber von im 
Grundbuch neben dem Eigentumsrecht eingetragenen ande­
ren Rechten ebenso wie förderungsberechtigte Mieter und 
Grundstücksnutzer zu den „Gläubigern“, die ihre Ansprüche 
gegenüber dem Rat des Kreises nachzuweisen haben und 
denen nachgewiesene Ansprüche aus der Entschädigung* 1 2 3 20' 
erfüllt werden, bevor Zahlungen an den Entschädigungsbe­
rechtigten (ehemaligen Eigentümer) geleistet werden (§ 6 
Abs. 1 EntschädG).

Hinsichtlich der Rangfolge innerhalb der Gläubiger er­
folgt zunächst eine Befriedigung der Ansprüche von Mie­
tern und Grundstücksnutzern für bauliche Veränderungen 
oder für Anpflanzungen. • Anschließend werden Ansprüche 
der Inhaber von Rechten, die im Grundbuch eingetragen wa­
ren und durch den Entzug des Eigentumsrechts erloschen sind, 
befriedigt. Für deren Reihenfolge sind die für die Vertei­
lung des Verkaufserlöses bei der Vollstreckung in Grund­
stücke und Gebäude geltenden Rechtsvorschriften maßgebend 
(§ 6 Abs. 4 EntschädG).21

2. Die generelle Festlegung der Art der Entschädigung 
als G e 1 d entschädigung (§3 EntschädG). An die Stelle der 
Naturalentschädigung, die nach der vorherigen Regelung für 
persönlich genutzte Eigenheime und persönliche Hauswirt­
schaften möglich gewesen ist, tritt die Regelung des § 5 Ent­
schädG, nach der die örtlichen Räte verpflichtet werden, die 
Bürger bei der Wiederbeschaffung von Eigenheimen und 
persönlichen Hauswirtschaften und auch von ständig per­
sönlich zu Erholungszwecken genutzten, mit staatlicher Zu­
stimmung bebauten Wochenendgrundstücken zu unterstüt­
zen. Darüber hinaus wird auf die speziellen Regelungen be­
züglich der Wiederbeschaffung von betroffenen Kleingärten 
des VKSK verwiesen.

3. Die sofortige Auszahlung des Gesamtbetrags unabhän­
gig von dessen Höhe für Entschädigungen oder Gläubiger­
forderungen (§ 12 Abs. 3 EntschädG)

a) an Bürger der DDR, denen das Eigentumsrecht an per­
sönlich genutzten Eigenheimen, Wochenendgrundstücken oder 
anderen persönlich genutzten Grundstücken, Gebäuden, bau­
lichen Anlagen und/oder Anpflanzungen entzogen worden 
ist:

b) an volkseigene Gläubiger;
c) an sozialistische Genossenschaften und gesellschaftliche 

Organisationen.
Es ist jedoch zu beachten, daß bestimmte Ansprüche nach 

speziellen Rechtsvorschriften befriedigt werden, so daß in­
soweit die Bestimmungen des Entschädigungsgesetzes nicht 
gelten (vgl. z. B. den Anspruch auf Ausgleich wirtschaftli­
cher Nachteile in der Berg- und der Atomenergiegesetzge­
bung22 und gemäß § 40 Abs. 3 WasserG i. V. m. der 2. DVO/ 
BergG, den Anspruch auf Entschädigung nach §41 WasserG 
sowie im Geltungsbereich der Verteidigungsgesetzgebung 
Ansprüche nach der VO über die Finanzierung und Entschä­
digung von Leistungen für die Landesverteidigung der DDR 
— Finanzierungs- und EntschädigungsVO — vom 26. Juli 1979 
[GBl. I Nr. 29 S. 272]). In ähnlicher Weise bleiben auch die 
Ansprüche auf Ausgleich wirtschaftlicher Nachteile nach der 
VO zum Schutz des land- und forstwirtschaftlichen Bodens 
und zur Sicherung der sozialistischen Bodennutzung — Bo- 
dennutzungsVO — vom 26. Februar 1981 (GBl. I Nr. 10 S. 105), 
nachfolgend: BNVO;23 durch das neue Entschädigungsgesetz 
unberührt. Insofern ist auch künftig unter bestimmten Vor­
aussetzungen „Naturalersatz“ möglich.

Soweit in Rechtsvorschriften, die vor Verabschiedung des 
neuen Entschädigungsgesetzes erlassen wurden, allerdings 
ein Hinweis auf möglichen Naturalersatz gegenüber den bis­
herigen Eigentümern enthalten ist, dessen Realisierung sich 
nach den Bestimmungen des Entschädigungsgesetzes richten 
soll - so § 12 Abs. 2 BergG i. V. m. § 17 Abs. 2 1. DVO/BergG, 
§40 Abs. 3 WasserG, §9 Abs. 2 2. DVO/LKG, §38 1. DB/ 
BNVO —, ist u. E. nunmehr davon auszugehen, daß an die 
Stelle des Naturalersatzes die entsprechenden Bestimmun­
gen des neuen Entschädigungsgesetzes (§§ 3 ff. EntschädG) 
treten.

Ebenso muß u. E. davon ausgegangen werden, daß für 
Ansprüche von Mietern und Grundstücksnutzem, deren Er­
satz in der gesetzlichen Regelung als „wirtschaftliche Nach­
teile“ außerhalb des Entschädigungsgesetzes vorgesehen war, 
soweit sie nunmehr durch die Regelungen des neuen Ent­
schädigungsgesetzes miterfaßt werden (vgl. z. B. § 11 2. DVO/ 
BergG), künftig die Bestimmungen des Entschädigungsge­
setzes über die „Erfüllung von Ansprüchen der Gläubiger“ 
(§ 6 EntschädG) anzuwenden sind.

Zur Einordnung der Belange der BodennutzungsVO 
in die Regelungen des Baulandgesetzes 
und des Entschädigungsgesetzes

Bei der Bereitstellung von Bodenflächen für Baumaßnahmen 
sind die Rechtsvorschriften zum besonderen Schutz des land- 
und forstwirtschaftlichen Bodens strikt zu beachten. In Über­
einstimmung mit dieser Forderung ist in § 10 BaulandG fest­
gelegt, daß der Entzug von land- und forstwirtschaftlichem 
Boden, einschließlich von Kleingartenanlagen des VKSK so­
wie anderen Kleingärten, für Baumaßnahmen grundsätzlich 
zu vermeiden ist.

Ist eine nichtlandwdrtschaftliche Nutzung bestimmter bis­
her land- oder forstwirtschaftlich genutzter Bodenflächen 
volkswirtschaftlich unvermeidlich, finden die Regelungen der 
BodennutzungsVO Anwendung. Sie konkretisieren und mo­
difizieren den in § 3 Abs. 2 BaulandG genannten allgemeinen 
Grundsatz, daß Bauland „nach Maßstäben strenger Sparsam­
keit und Wirtschaftlichkeit sowie in Übereinstimmung mit 
weiteren gesellschaftlichen Anforderungen an die Nutzung 
des Bodens“ bereitzustellen ist.

20 Biese Regelung ist nicht direkt anwendbar bei Ansprüchen von 
Mietern oder Nutzern von volkseigenen Wohn- oder anderen 
Grundstücken, da insoweit eine „Entschädigung“ i. S. des Ent­
schädigungsgesetzes für das bereitzustellende volkseigene Grund­
stück nicht vorliegt. Unseres Erachtens ist Jedoch eine e n t ­
s p r e c h e n d e  Anwendung dieser Regelung zu bejahen. Das 
bedeutet, daß der Rat des Kreises die Pflicht hat, den Anspruch 
nach den Grundsätzen des Entschädigungsgesetzes für Gläubiger­
ansprüche zu befriedigen.

21 Vgl. VO über die Vollstreckung in Grundstücke und Gebäude vom 
18. Dezember 1975 (GBl. I 1976 Nr. 1 S. 1).

22 Vgl. 2. DVO zum Berggesetz der DDR — Ausgleich von wirtschaft­
lichen Nachteilen - vom 18. Dezember 1969 (GBl. П 1970 Nr. 13 S. 65), 
nachfolgend: 2. DVO/BergG: DVO zum Atomenergiegesetz — Fest­
legung von Schutzgebieten für Kemanlagen — vom 8. Dezember 
1983 (GBl. I Nr. 34 S. 330), nachfolgend: DVO/AtomenergieG.

23 Beachte auch die 1. DB zur BNVO — Ausgleich wirtschaftlicher 
Nachteile - vom 14. März 1985 (GBl. I Nr. 9 S. 97), nachfolgend: 
1. DB/BNVO, sowie die 2. DB zur BNVO — Änderungen der Nut­
zungsarten und der Kulturarten und der Nutzungsrechtsverhält­
nisse sowie Zustimmung zur Mitnutzung und der Beschränkung 
der land- und forstwirtschaftlichen Nutzung und zum Entzug von 
Boden, Gebäuden und Anlagen — vom 26. Februar 1981 (GBl. I 
Nr. 10 S. 114), nachfolgend: 2. DB/BNVO.


